
branchekundiger Kaufleute zu legen, finden im 
geltenden Recht keine Stütze. Das gleiche gilt für die 
prozeßökonomischen Erwägungen des Urteils, es sei 
unzweckmäßig, über denselben Grundkomplex unter 
Umständen mehrere Gerichte entscheiden zu lassen. 
Diese Erwägungen t r e f f e n  aber für den vorliegenden 
Fall gar nicht zu; denn wenn zwar die Zuständigkeit 
für die nur einredeweise geltend gemachte und zur 
Aufrechnung gebrachte Strafgeldforderung gegeben 
war, für die Klageforderung aber fehlte, so war für 
die Zuständigkeit selbstifer stündlich nur die Klage­
forderung und nicht die einredeweise geltend gemachte 
Gegenforderung maßgebend.

Da das Urteil den Klageanspruch als unbegründet 
angesehen hat, hatte es keine Möglichkeit, mit Rechts­
kraftwirkung gern. § 322 Abs. 2 ZPO über die auf­
rechnungsweise geltend gemachte Gegenforderung zu 
entscheiden. Die in den Gründen enthaltene Erklä­
rung, daß die Gegenforderung nicht begründet sei, 
wird den Beklagten wahrscheinlich davon abhalten, 
diese Forderung nochmals geltend zu machen; sie 
hindert ihn aber nicht daran. Davon geht auch das 
Schiedsgericht aus.

Anders ist es, wenn die Zuständigkeit des Tara­
schiedsgerichts zwar für den Klageanspruch gegeben 
ist, nicht aber für den Kompensationsanspruch.

In diesem Falle wird man dem Taraschiedsgericht 
grundsätzlich das Recht zugestehen müssen, auch über 
die Aufrechnungsansprüche zu entscheiden, die nicht 
aus dem besonderen Verpackungsrecht entstanden sind. 
Es wäre widersinnig, wenn man das Schiedsgericht 
zwingen wollte, einer Klage stattzugeben, obwohl es 
überzeugt ist, daß der eingeklagte Anspruch infolge 
des Bestehens einer aufrechnungsweise geltend ge­
machten Gegenforderung nicht zu Recht besteht.

Der Wortlaut des § 322 ZPO scheint dafür zu sprechen, 
daß schiedsgerichtliche Entscheidungen auch insoweit 
Rechtskraft erlangen, als sie über die zur Aufrech­
nung gestellten Forderungen entscheiden. Deshalb 
vertreten z. B. Stein-Jonas den Standpunkt, daß auch 
nicht incidenter über die Kompensationseinrede ent­
schieden werden kann, wenn die Entscheidung über 
sie z. B. wegen Unzulässigkeit des Rechtsweges nicht 
rechtskräftig werden kann. (16-Aufl. Vorbem. zu § 1 1 1  
C 4 u. Anm. VI Ziff. 3 Buchstabe a Abs. 2 und § 145.) Mir 
scheint jedoch dieses starre „entweder-oder“ nicht ganz 
befriedigend zu sein. Man wird dem § 322 ZPO besser 
gerecht, wenn man die Rechtskraftwirkung nur inso­
weit annimmt, als für beide Ansprüche entweder die 
ordentlichen Gerichte einschließlich der Arbeitsgerichte 
oder derselbe Schiedsgerichtstyp zuständig ist; denn 
es ist gleichermaßen unbefriedigend, vom Schiedsge­
richt zu verlangen, daß es die zur Aufrechnung ge­
stellte Forderung einfach ignoriert, wie es unbe­
friedigend ist, jede Korrektur der über eine solche 
Forderung ergangene Entscheidung des Schiedsge­
richts auszuschließen, die im Falle eines Schiedsver- 
trages nicht von den Parteien vereinbart und im Falle 
eines gesetzlichen Schiedsgerichts nicht vom Gesetz­
geber vorgesehen war, sondern vielmehr allein von der 
Willkür des Beklagten abhängt.

Man sollte deshalb die Entscheidung des Schieds­
gerichts über eine zur Aufrechnung gestellte und seiner 
Zuständigkeit nicht unterliegende Forderung nicht der 
Rechtsk raft im Sinne des § 322 ZPO fähig werden, 
sondern nur für den vorliegenden schiedsgerichtlichen 
Rechtsstreit von Bedeutung sein lassen. Dann kann 
die Kompensationsforderung, wenn sie das Schiedsge­
richt für nicht bestehend erachtet hat, nochmals vor 
den ordentlichen Gerichten geltend gemacht werden. 
Hat umgekehrt das Schiedsgericht die eingeklagte 
Forderung als durch Aufrechnung erloschen betrachtet, 
so bleibt dem Kläger des schiedsgerichtlichen Prozesses 
die Möglichkeit o f f e n ,  durch Vollstreckungsgegen­
klage oder negative Feststellungsklage das Nichtbe­
stehen der zur Aufrechnung gestellten Gegenforde­
rung vor den ordentlichen Gerichten darzutun. Hier 
sollten ähnliche Überlegungen gelten, wie wenn die 
Verwaltungsbehörde zivilrechtliche Vorfragen mit 
bloßer Wirkung für ihren Zuständigkeitsbereich löst, 
ohne daß die Zivilgerichte daran gehindert sind, die­
selbe Frage nochmals zu behandeln oder evtl, anders 
zu lösen.

2. Die Ansicht des Urteils, daß das Schiedsgericht 
gern. § 276 Abs. 2 ZPO an die Entscheidung des Amts­
gerichts gebunden sei, entspricht zwar nicht der 
herrschenden Meinung, die die Vorschrift des § 276 
Abs. 2 ZPO nur im Verhältnis der ordentlichen Ge­
richte untereinander sowie der ordentlichen Gerichte 
und der Arbeitsgerichte anwendet. Da das Tara­
schiedsgericht aber auf einem wichtigen zivilrechtlichen 
Gebiet durch Gesetz (neben der Verordnung der 
Deutschen Verwaltung für Handel und Versorgung be­
treffend Sicherstellung der Rückgabe von Ver­
packungsmitteln für Betriebe der Lebensmittelindu­
strie auch durch die AO der DWK vom 27. Januar 
1949 über die Rückgabe von Verpackungsmitteln) mit 
der Gerichtsbarkeit betraut worden ist, liegt es nahe, 
ein solches Schiedsgericht oder eine solche Schlichtungs­
stelle (der Ausdruck Schlichtungsstelle wird im § 10 
der AO vom 27. Januar 1949 gebraucht) als Gericht im 
Sinne der §§ 11 und 276 ZPO anzusehen und daher 
anzunehmen, daß § 276 Abs.Jl ZPO auch im Verhältnis 
der ordentlichen Gerichte und der Taraschiedsge­
richte gilt. Sonst besteht die Gefahr unlösbarer nega­
tiver Kompetenzkonflikte.

Zu bedenken ist allerdings, daß es bei richtiger 
Handhabung der Zuständigkeitsfrage durch die ordent­
lichen Gerichte zu einem solchen negativen Kompe­
tenzkonflikt gar nicht kommen kann, daß es also im 
vorliegenden Falle nicht zu einer Verweisung an 
das Taraschiedsgericht kommen durfte. § 10 der 
VO sagt zwar ohne Einschränkung, daß über alle 
Streitigkeiten, die sich aus der Anwendung der VO er­
geben, das Taraschiedsgericht entscheidet. Da es sich 
hierbei aber um eine prozessuale Bestimmung handelt, 
ist sie in gleicher Weise wie die ZPO auszulenen. Wenn 
die ZPO ohne näheren Zusatz sagt: „Ein Gericht ist zu­
ständig“, so meint sie damit nur einen fakultativen 
Gerichtsstand (z. B. §§ 20, 21, 22 ZPO). Wenn sie den 
ordentlichen Gerichtsstand ausschließen will, so bringt 
sie dies besonders zum Ausdruck (z. B. §§ 12 und 24 
ZPO). Es muß also angenommen werden, daß der Ge­
setzgeber auch hier nur einen fakultativen Gerichts­
stand schaffen wollte. Das ist auch aus § 10 der AO der 
DWK vom 27. Januar 1949 zu entnehmen, der dieselbe 
Frage, aber in einem weiteren Rahmen, nämlich für 
die gesamte Industrie, regelt. Dort ist nämlich aus­
drücklich gesagt, daß der ordentliche Rechtsweg für 
Streitigkeiten, die sich aus der Anwendung dieser AO 
ergeben, nicht ausgeschlossen ist. Nach einer authenti­
schen Interpretation des Sekretariats der DWK vom 
23. April 1950 ist dies dahin zu verstehen, daß die 
Zuständigkeit der Schlichtungsstelle nur fakultativ ist.

Daraus ergibt sich, daß auch die ordentlichen Ge­
richte für Leihverpackungsstreitigkeiten zuständig 
sind, und daß daher eine Verweisung an das Tara­
schiedsgericht niemals notwendig ist. Für Bindungen 
gern. § 11 und § 276 Abs. 2 ZPO ist also bei richtiger 
Gesetzeshandhabung kein Raum. Wenn es aber in­
folge fehlerhafter Gesetzesanwendung doch zu Ver­
weisungen oder Unzuständigkeitsentscheidungen der 
ordentlichen Gerichte kommt, so ist die Behandlung 
eines solchen Falls durch das Schiedsgericht aus den 
oben geschilderten Gründen zu billigen.

Dr. Fritz N i e t h a m m e r

§ 766 ZPO; §§ 22, 70 Verordnung über die Sozialpflicht­
versicherung.

1. Bei Zwangsvollstreckungen wegen Beitragsforde­
rungen der Sozialversicherungsanstalten nehmen die 
Arbeitsgerichte im Verfahren nach § 766 ZPO die Auf­
gaben des Vollstreckungsgerichts wahr.

2. Das Klavier eines Friedhofssängers ist kein zur 
Fortsetzung der Erwerbstätigkeit unentbehrlicher 
Gegenstand im Sinne von § 811 Ziff. 5 ZPO.

LArbG Dresden, Beschl. vom 26. Juli 1949 — SV 28/49.

Aus den G r ü n d e n :
Wegen Beitragsrückständen zuzüglich. Säumniszu­

schlag und Vollstreckungskosten wurde bei dem An­
tragsteller, der als selbständig tätiger Friedhofssänger 
der Versicherungspflicht unterliegt, ein Klavier ge­
pfändet. Hiergegen erhob er Widerspruch mit der Be­
gründung, daß das Klavier zum unentbehrlichen
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